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Es ist wie 1987! Nach schwachem Freitag folgte der 
Black Monday mit dem kompletten Absturz. Damals 
(gerade zwei Monate im Amt) reagierte Alan Greenspan 
mit massiver monetärer Erleichterung inkl. praktisch 
Quanitative Easing als massiver Rettungsschirm. 
Bei Corona reagierten alle Notenbanken global mit 
extremen Gegenmaßnahmen. Diesmal kann der 
US-Notenbankpräsident die Inflation, die in den USA 
durch die Zölle ausgelöst wird, nicht auch noch durch 
monetäre Stimulierung verschlimmern. Am meisten ist 
aber Deutschland betroffen. Das Land mit der unter 
den großen Ländern höchsten Exportquote leidet stark 
unter den Zöllen. 

Durch den Euro wurde Deutschland extrem export-
abhängig und verletzbar bzw. weniger stabil.
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Genau vor der heutigen Situation hatte der Herausge-
ber schon Mitte der 90er Jahre vor der Einführung des 
Euros gewarnt. Durch den Euro hat sich die deutsche 
Exportquote der Volkswirtschaft verdoppelt (siehe 
Chart), was Deutschland neben den anderen Nachtei-
len durch den Euro entsprechend verletzlich gemacht 
hat für globale Turbulenzen und in diesem Fall ameri-
kanische Angriffe. Bedingt durch Deutschlands Globali-
sierungsorientierung (wurde nötig durch die Schwach-
währung Euro) haben die USA keinem Land mehr 
geschadet als Deutschland.

Für Deutschland ist der amerikanische Zollangriff 
besonders zerstörend, nachdem die grün/linke Politik 
die Sachen Klima und Umverteilung in der EU die deut-
sche Wirtschaft schon in noch nie dagewesenem Maße 
belastet hatte. Die Wähler haben durch eine Mitte/
Rechts-Stimmabgabe für eine Politikwende gestimmt 
und was jetzt passiert, ist noch schlimmer als unter 
der verheerenden Ampelregierung, die sich selbst (der 
Hohn könnte kaum größer sein) Fortschrittskoalition 
nannte. Die CDU hat durch ihren Handel mit den Links/
Grünen (um die Kanzlerwahl zu sichern) nicht nur eine 
solide Finanzpolitik á la Bundesbank in eine unge-
bremste Schuldenpolitik getauscht, sondern auch noch 
den Klimaaberwitz in das Grundgesetz gebracht. Es sei 
zum x-ten Male hier wiederholt: Der deutsche Anteil an 
den globalen Emissionen ist so verschwindend niedrig, 
dass selbst eine Rückführung auf Null in keiner Weise 
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	Î 	Trump-Zölle (höher als in 30er Jahren, für China +125%) führen zu Börsen-
sturz. Gesamtwert aller Aktien international deutlich unter Anfang 2022. 
NASDAQ fiel 25% in Euro, S&P 500 um ca. 9 Bio. $ (= BIP Japan + Deutsch-
land).
	Î EZB dürfte Zinsen am 17. April senken (bereits um 0,5%?) und weitere zwei 
Male bis Juli. Für die USA (wohl zwei Senkungen) wegen Zoll-Inflationsge-
fahr eine schwere FED-Entscheidung.
	Î US-Investmenthäuser senken Zielgröße für S&P 500 bis auf 4.500. Am Jah-
resanfang waren es 7.000. Markttechnik (Fear & Greed mit 3, hohe Umsätze 
und VIX fast 60) zwar gut, aber wohl noch nicht lang genug.
	Î Trump will hohe Zölle, schwachen Dollar und niedrige Zinsen. Das alles 
könnte zu internationaler Rezession, Aktienbaisse und Flucht aus dem Dol-
lar führen. Nur schnelle US-Zinssenkung wäre (wahrscheinlich) ein Gegen-
gewicht.
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irgendeinen Klimaeinfluss hätte, weil allein China die 
Emissionen pro Jahr mehr vergrößert als die gesamten 
deutschen Emissionen, die laut Grundgesetz wegfallen 
sollen. Die Klimaselbstzerstörung und die einseitige 
Wirtschaftsorientierung auf die USA (für die Kanzler-
kandidat Merz steht) sind wohl die größten Politikfeh-
ler, die je gemacht worden sind. Und da wundert sich 
noch jemand, dass die einzige große Oppositionspartei 
inzwischen bei den Umfragen die meisten Stimmen 
erhält? Die Politik wird von Parteien gemacht, die sich 
für "demokratisch" halten, obwohl sie gegen die Inte-
ressen der Bevölkerung (Demos) gerichtet ist. Zuerst 
muss Deutschland aufhören – wie hier immer kritisiert 
– die selbst benötigten Billionenbeträge Richtung Klima, 
Krieg und EU zu verteilen. Deutschland muss eine 
Politik nach eigenem Interesse verfolgen. 

Die überraschend hohen amerikanischen "reziproken" 
Zölle haben zu einem weltweiten historischen Börsen-
absturz geführt. Tatsächlich konnte kein Börsenteilneh-
mer mit wirtschaftlicher Vorbildung ahnen, dass Trump 
derartig hohe und offensichtlich mechanisch von 
ChatGPT (also künstlicher Intelligenz) ausgesuchte Zölle 
weltweit (außer Russland und Nordkorea) verhängen 
würde. Macht Trump von seiner Zollaktion nicht sofort 
massive Rückzieher (was durch den damit verbun-
denen Gesichtsverlust unmöglich erscheint), steuert 
die Weltwirtschaft auf eine nicht zu unterschätzende 
globale Rezession zu. 

Wie stark allein die globale Autoindustrie betroffen ist, 
zeigt die Tatsache, dass bisher die Aussicht bestand, 
dass gut 15 Mio. Autos in den USA in diesem Jahr ver-
kauft werden, davon etwa acht Mio. importiert. Da die 
Zahl der Importautos dramatisch in sich zusammen-
schrumpfen wird und von den in den USA produzierten 
Autos ein Großteil der eingebauten Komponenten, die 
ebenfalls mit Zöllen belegt werden, vorher importiert 
werden müssen, kann man sich vorstellen, was auf die 
globale Autoindustrie, in Deutschland bekanntlich das 
Herzstück der Wirtschaft, zukommen wird. 

Trumps Idee hinter den Zollerhöhungen ist der Wunsch 
nach wirtschaftlicher Unabhängigkeit der USA bzw. 
vollständiger Eliminierung des bei über einer Bio. $ 
liegenden Handelsbilanzdefizits. Würde es gelingen die 
zuvor im Ausland produzierten Güter tatsächlich in den 
USA zu produzieren und dies noch zu einem ähnlichen 
Preis der entsprechend nicht zu einem Nachfrageein-
bruch wegen zu hohem Preis führen würde, könnte 
man der Trump’schen Zollidee viel wirtschaftlichen Sinn 

abgewinnen. Tatsächlich aber würde eine Produktion 
in den USA für jedes Gut erheblich teurer und würde zu 
einem deutlichen Nachfrageinbruch führen. Nehmen 
wir als Beispiel Apples iPhone. Die Produktion findet 
hier zu 85% in China und zu 15% in Indien statt. Die 
Auslandsproduktion kostet etwa 1.000$ pro Stück, 
während eine Produktion in den USA wahrscheinlich ca. 
3.500$ pro Stück kosten würde. Wer trotzdem solche 
teuren Geräte kauft, kann dann zwangsläufig weniger 
für andere Konsumgüter mit seinem verfügbaren Ein-
kommen erwerben. Dies drückt also den US-Konsum 
erheblich. Der US-Lebensstandard und die US-Konjunk-
tur fallen dann deutlich zurück.

Die FINANZWOCHE Kompakt gibt einen Einblick in die 
ersten Seiten der FINANZWOCHE. Weitere Informatio-
nen finden Sie unter www.finanzwoche.de.
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